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Anzeige § 143 StGB
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Strafanzeige
Sehr geehrte Damen und Herrn,

ich bitte um Aufnahme staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen mit dem Ziel der Einleitung eines Strafverfahrens

gegen:

Herrn Hundehasser (Ordnungsamt X-Stadt)
wegen:

Div. Verstößen gegen das StGB, insbes. §§ 240, 253, 344 StGB
Begründung:

Ich bin seit dem TT.MM.JJJJ Halter eines Hundes der Rasse ….., der bereits …. (Anzahl) Wesensprüfungen nach der Hess. HundeVO z.Z. v. 22.01.2003 (GVBl. I., S. 54 ff.) bzw. deren 3 Vorgängerregelungen positiv bestanden hat. Der Hund ist durchgängig unauffällig und durch ihn sind weder Menschen noch Tiere zu Schaden gekommen. Ich persönlich habe meine persönliche Zuverlässigkeit und Sachkunde (§§ 5, 6 HundeVO) nachgewiesen und bin im Besitz einer bis zum TT.MM.JJJJ befristeten Halteerlaubnis, deren Verlängerung ich mit Schreiben vom TT.MM.JJJJ beim zuständigen Ordnungsamt beantragt hatte.
Mit Schreiben der örtlichen Ordnungsbehörde der X-Stadt vom TT.MM.JJJJ, unterzeichnet durch Herrn Hundehasser, wurde ich aufgefordert, einen neuen Wesenstest beizubringen, da mir andernfalls keine Halteerlaubnis verlängert würde. Herr Hundehasser stellt mir insoweit im Weigerungsfall neben gefahrenabwehrrechtlichen (Untersagung der Haltung), ordnungswidrigkeitsrechtlichen (Bußgeld) auch strafrechtliche Sanktionen in Aussicht, indem er mit einer Strafbarkeit nach § 143 Abs. 2 StGB droht.

Bis auf den Wesenstest sind alle anderen Halteerlaubnisvoraussetzungen i.S.d. § 3 Hess. HundeVO v. 22.01.2003 (GVBl. I., S. 54 ff.) erfüllt bzw. nachgewiesen.
Dieses Verhalten ist m.E. rechtswidrig und strafbar, weshalb ich um Aufnahme entsprechender Ermittlungen bitte.

I.
Der von Herrn Hundehasser unter Androhung der o.g. Sanktionen geforderte Wesenstest bedarf keiner turnusmäßigen Wiederholung und Vorlage (Urteil VG Gießen v. 12.09.2005 – 10 E 1211/05 - rechtskräftig seit 11.11.2005 !; VG Gießen v. 26.07.2004 – 10 E 1882/04 in DVP 2005, S. 171 ff; Beschluss VG Gießen v. 07.05.2004 – 10 G 1881/04- ; Beschluss VG Darmstadt vom 20.02.2004 – 3 G 278/04; Urteil VG Gießen vom 06.01.2003 – 10 E 607/03 –(obiter dictum)), jedenfalls bei Fehlen gegenteiliger tatsächlicher Anhaltspunkte. Solche sind nicht vorliegend nicht gegeben. Das seit dem 11.11.2005 rechtskräftige Urteil des VG Gießen v. 12.09.2005 – 10 E 1211/05 – liegt an.
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Nach dem Verwaltungskostenverzeichnis der Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Hessischen Ministeriums des Inneren und für Sport vom 16.12.2003 (GVBL. I., S. 356), dort Ziffer 463, ist die „Verlängerung einer Halteerlaubnis“ ausdrücklich vorgesehen. Wie in anderen Rechtsgebieten auch, ist eine Verlängerung eines befristeten Rechtsverhältnisses regelmäßig eine Abänderung der Laufzeit des Ausgangsrechtsverhältnisses. Dieses wird über den vorgesehenen Endtermin hinaus zu den bisherigen Bedingungen fortgesetzt. Die Verlängerung setzt lediglich voraus, dass sie in einem engen zeitlichen Zusammenhang mit dem bestehenden Rechtsverhältnis erfolgt, da andernfalls ein neues Rechtsverhältnis begründet wird. Hierbei handelt es sich um allgemein anerkannte und logische rechtliche Grundsätze.

Mithin steht fest, dass die von Herrn Hundehasser erhobene Forderung nach Vorlage eines neuen (Folge-)Wesenstests nicht rechtmäßig, sondern rechtswidrig ist.

II.

Bereits mit Schreiben vom 03.01.2005 hatte des Hessische Ministerium des Inneren und für Sport (AZ: LPP – 72 – 021-a-02-27) darauf hingewiesen, dass das Hessische Ministerium der Justiz die Vorschrift des § 143 Abs. 2 StGB [Strafbarkeit der illegalen Haltung gefährlicher Hunde] in konsequenter Anwendung des Urteils des BVerfG v. 16.03.2004 – 1 BvR 1778/01 – (ebenso v. Coelln, NJW 2001, S. 2834 ff.) für rechtswidrig und nach Art. 100 GG unanwendbar erachtet. Nach Ansicht des Hessischen Ministeriums der Justiz sind die Ausführungen des BVerfG zur fehlenden Gesetzgebungskompetenz uneingeschränkt auch auf § 143 Abs. 2 StGB übertragbar, so dass die Norm formell rechtswidrig ist. Seitens des HMdI wird Ihnen Herr Friedrich Lüttmann, Tel.: 0611 – 2722, Fax: 0611 – 2709; Mail: f.luettmann@hmdi.hessen.de, dies sicher gern bestätigen.
Der Hinweis in dem von Herrn Hundehasser unterzeichneten Schreiben vom TT.MM.JJJJ darauf, dass ich mich ohne den Folgewesenstest und damit ohne weitere Halteerlaubnis nach dieser Vorschrift strafbar machen würde, entbehrt also jeder rechtlichen wie tatsächlichen Grundlage. Wohlweislich sieht Herr Hundehasser von jedem Hinweis auf die ihm sicherlich bekannte Rechtswidrigkeit und Unanwendbarkeit des § 143 Abs. 2 StGB gleichwohl ab.
III.
Darin liegt zumindest der rechtswidrige Versuch, mich mit Androhung der nicht gegebenen Sanktionen des § 143 Abs. 2 StGB zu einer nicht gebotenen Vornahme (s.o. I.) eines kostenpflichtigen Folgewesenstest zu zwingen. Die Kosten eines Folgewesenstests liegen bei ca. 125,-- € reinen Prüfungskosten, über die ich aufgrund der Drohung des Herrn Hundehasser zu Gunsten eines Dritten, nämlich des sachverständigen Prüfers, zu Lasten meines eigenen Vermögens verfügen sollte, ohne dass es dafür eine rechtliche Grundlage gibt. All dürfte Herrn Hundehasser bei Abfassung des Schreibens sicher positiv bekannt gewesen sein, so dass er vorsätzlich gehandelt haben dürfte.
Dies begründet m.E. einen hinreichenden Anfangsverdacht der Begehung einer strafbaren Handlung, insbesondere wegen Nötigung (§ 240 StGB), Erpressung (§ 253 StGB) und Verfolgung Unschuldiger (§ 344 StGB), zumindest eines entsprechenden Versuches.

Ich bin nicht gewillt, derartige massive Repressalien einer an Recht und Gesetz gebundenen Verwaltung (Art. 20 Abs. 3 GG) hinzunehmen, für die die verantwortlichen Täter sowie deren Anstifter und Beihelfer persönlich zur Rechenschaft zu ziehen sind. Zudem stellt sich hier auch die Frage einer bewussten Rechtsbeugung durch Amtsträger, indem rechtstreue Bürger seitens der Verwaltung bewusst mit einer unzulässigen strafrechtlichen „Keule“ bedroht werden, um rechtswidrigen Forderungen zur Durchsetzung zu verhelfen.
Bitte teilen Sie mir das Aktenzeichen mit, unter dem das Verfahren geführt wird, und informieren Sie mich über den Stand der Ermittlungen, wofür ich Ihnen bereits an dieser Stelle danke. Sie können meiner uneingeschränkten Unterstützung bei Ihren Ermittlungen versichert sein.
Mit freundlichen Grüßen

Hans Hundefreund
Anlage(n):
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